
 

 
 
 

Satzung 

 

 

 

über die Erhebung von Beiträgen für die Abwasserbe - 
 

 

seitigung (Schmutzwasser) der Gemeinde Wardenburg 
 

 

– Abwasserbeseitigungsabgabensatzung – 
 

 

in der Fassung der 4. Änderungssatzung vom 18.12.2006 
 

(In dieser Fassung in Kraft seit dem 06.01.2007) 
 

 
 
 
 
 

ABSCHNITT   I 
 

 
 

§ 1  - Allgemeines - 
 

(1) Die Gemeinde Wardenburg betreibt  eine rechtlich selbständige Anlage zur zent- 
ralen Schmutzwasserbeseitigung nach Maßgabe der Satzung über die  Abwasserbesei- 
tigung und den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage der Gemeinde Warden- 
burg (Abwasserbeseitigungssatzung) vom 11.11.2004 (Amtsblatt für den Regierungs- 
bezirk Weser-Ems Nr. 50 vom 10.12.2004). 

 
(2)      Die Gemeinde erhebt nach Maßgabe dieser Satzung 

 
a) Beiträge zur Deckung des Aufwandes für diese zentrale öffentliche Ab- 

wasseranlage einschl. der Kosten für den ersten Grundstücksanschluß bis 
zur Grundstücksgrenze beim Freigefällekanal bzw. bis zum ersten Kleinst- 
pumpwerk beim Drucksystem (Abwasserbeiträge) 

 
b) Kostenerstattungen   für   zusätzliche   Grundstücksanschlüsse   (Aufwen- 

dungsersatz). 
 

 
 

ABSCHNITT  II 
 

 
 

A b w a s s e r b e i t r a g 
 

 
 

§ 2  - Grundsatz - 
 

(1) Die Gemeinde erhebt, soweit der Aufwand nicht auf andere Weise gedeckt wird, 
für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung 
der zentralen öffentlichen Abwasseranlage Abwasserbeiträge zur Abgeltung der 
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durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme gebotenen besonderen wirtschaftli- 
chen Vorteile. 

 
(2) Der Abwasserbeitrag deckt auch die Kosten für den ersten Grundstücksanschluß 

(beim Freigefällesystem: Anschlußleitung vom Hauptsammler bis zur Grenze des 
zu entwässernden Grundstücks, beim Drucksystem: Anschlußleitung vom Haupt- 
sammler bis zum ersten Kleinstpumpwerk). 

 

 
 

§ 3  - Gegenstand der Beitragspflicht - 
 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an eine zentrale öffentliche Ab- 

wasseranlage angeschlossen werden können und für die 
 

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut 
oder gewerblich genutzt werden dürfen, 

 
b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie 

nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten bau- 
lichen Entwicklung in der Gemeinde zur Bebauung oder gewerblichen 
Nutzung anstehen. 

 
(2) Wird ein Grundstück an die zentrale öffentliche Abwasseranlage tatsächlich an- 

geschlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Vorausset- 
zungen des Absatzes 1 nicht erfüllt sind. 

 
(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürger- 

lich-rechtlichen Sinne. 
 

 
 

§ 4  - Beitragsmaßstab - 
 
(1) Der Abwasserbeitrag wird für die Schmutzwasserbeseitigung nach einem nut- 

zungsbezogenen Flächenbeitrag berechnet. 
 
(2) Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Flächenbeitrages werden für jedes 

Vollgeschoß 25 % der Grundstücksfläche – in tatsächlich bestehenden (§ 34 
BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Kerngebieten (§ 7 BauNVO) 
für jedes Vollgeschoß 50 % der Grundstücksfläche – in Ansatz gebracht. 

 
Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften 
Vollgeschosse sind. Besteht im Einzelfall wegen der Besonderheiten des Bau- 
werks in ihm kein Vollgeschoss i. S. der Landesbauordnung, so werden bei ge- 
werblich oder industriell genutzten Grundstücken je vollendete 3,50 m und bei al- 
len in anderer Weise baulich genutzten Grundstücken je vollendete 2,20 m Höhe 
der Baulichkeit (Traufhöhe) als ein Vollgeschoss gerechnet. 

 

 
 

(3) Als Grundstücksfläche gilt 
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a) bei Grundstücken, die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines 
Bebauungsplanes und mit der Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang 
bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) liegen, die gesamte Fläche, wenn es bau- 
lich oder gewerblich nutzbar ist, 

 
b) bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Au- 

ßenbereich  hinausreichen,  die  Fläche  im  Bereich  des  Bebauungsplanes, 
wenn für diese darin bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist 

 
c)  bei Grundstücken, die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB lie- 

gen und bei Grundstücken, die über die Grenzen einer solchen Satzung in 
den Außenbereich hinausreichen, die Flächen im Satzungsbereich, 

 
d)  bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 

Abs. 4 BauGB besteht, wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang 
bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, 

 
e)  bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 

Abs. 4 BauGB besteht, wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 
34 BauGB) und teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Gesamt- 
fläche des Grundstücks, höchstens jedoch die Fläche zwischen der jeweiligen 
Straßengrenze und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Parallele; 
bei Grundstücken, die nicht an eine Straße angrenzen oder lediglich durch ei- 
nen zum Grundstück gehörenden Weg mit einer Straße verbunden sind, die 
Fläche zwischen der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer im 
Abstand von 50 m dazu verlaufenden Parallele 

 
f) bei Grundstücken, die über die sich nach lit. a) – e) ergebenden Grenzen hin- 

aus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der jeweiligen 
Straßengrenze bzw. im Falle von lit. e) der der Straße zugewandten Grund- 
stücksseite und einer Parallelen hierzu, die in einer Tiefe verläuft, die der 
übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht, 

 
g) bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Wochen- 

endhausgebiet oder eine sonstige Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter 
Bebauung festgesetzt ist (z. B. Dauerkleingärten, Schwimmbäder, Camping- 
und Festplätze – nicht aber Flächen für die Landwirtschaft, Sportplätze und 
Friedhöfe) oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 
34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, 100 % der Grundstücksfläche, 

 
h) bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan die Nutzung als Fläche für 

die Landwirtschaft festgesetzt ist, und bei Grundstücken, für die durch Be- 
bauungsplan die Nutzung als Sportplatz oder als Friedhof festgesetzt ist 
oder  die  innerhalb  eines  im  Zusammenhang  bebauten  Ortsteiles  (§  34 
BauGB) tatsächlich so genutzt werden, die Grundfläche der an die Abwas- 
seranlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ 0,2. Die so 
ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre 
Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulich- 
keiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze 
durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem 
Grundstück erfolgt. 
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i) bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch eine rechts- 

verbindliche Fachplanung (Planfeststellung, Betriebsplan oder ähnlicher 
Verwaltungsakt) eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelas- 
sen ist (z. B. Abfalldeponie, Untergrundspeicher usw.), ist die Fläche des 
Grundstücks maßgeblich, auf die sich die rechtsverbindliche Fachplanung 
bezieht, wobei solche Flächen unberücksichtigt bleiben, die abwasserrele- 
vant nicht nutzbar sind. 

 
j) bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grundfläche 

der an die Abwasseranlage angeschlossenen Gebäude oder Gebäudeteile, 
soweit sie der Wohnnutzung oder einer gewerblichen Nutzung zuzuordnen 
sind, geteilt durch die GRZ 0,2. Andere Gebäude oder Gebäudeteile sind bei 
der Berechnung der Grundstücksfläche nur dann zu berücksichtigen, wenn 
darin Abwasser anfällt. Wirkt sich bei ihnen der Anschluß wegen von der Art 
her unterschiedlicher Nutzung deutlich erkennbar nur auf einen Teilbereich 
vorteilhaft aus, so ist nur die bevorteilte Fläche heranzuziehen. Die so ermit- 
telte Grundstücksfläche wird dem Gebäude oder Gebäudeteil dergestalt zu- 
geordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von deren Außen- 
wänden verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze 
durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem 
Grundstück erfolgt, 

 
(4) Als Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 gilt 

 
a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige 

Zahl der Vollgeschosse, 
 

b) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschos- 
se die Höhe der baulichen Anlagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- 
und Sondergebieten i. S. von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in allen 
anderen Baugebieten die durch 2,5 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe 
(Traufhöhe), wobei Bruchzahlen ab 0,5 auf die nächste volle Zahl aufgerun- 
det und kleinere Bruchzahlen auf die nächste volle Zahl abgerundet werden; 

 
c) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollge- 

schosse noch die Höhe der baulichen Anlagen, sondern nur eine Baumas- 
senzahl festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassen- 
zahl, wobei Bruchzahlen ab 0,5 auf die nächste volle Zahl aufgerundet und 
kleinere Bruchzahlen auf die nächste volle Zahl abgerundet werden; 

 
d) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden 

dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoß je Nutzungsebene, 
 

e) die Zahl der tatsächlichen oder sich durch Umrechnung ergebenden Vollge- 
schosse, wenn aufgrund von Ausnahmen oder Befreiungen die Zahl der Voll- 
geschosse nach lit. a), die Gebäudehöhe nach lit. b) oder die Baumassen- 
zahl nach lit. c) überschritten wird, 

 
f) soweit kein Bebauungsplan besteht 
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aa) bei  bebauten  Grundstücken  die  Zahl  der  tatsächlich  vorhandenen 
Vollgeschosse, 

 
bb) bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der näheren Umgebung 

überwiegend vorhandenen Vollgeschosse, 
 

cc) bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude bebaut sind, wird 
das Kirchengebäude als eingeschossiges Gebäude behandelt, 

 
g) soweit in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die 

Gebäudehöhe bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, bei Grundstücken 
 

aa) für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Fläche für die Land- 
wirtschaft festgesetzt ist, die Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollge- 
schosse, 

 
bb) für  die  durch  Bebauungsplan  eine  Nutzung  als  Wochenendgebiet 

festgesetzt ist, die Zahl von einem Vollgeschoß, 
 

cc) die in anderen Baugebieten liegen, der in der näheren Umgebung 
überwiegend  festgesetzte  und/oder  tatsächlich  vorhandene  (§  34 
BauGB) Berechnungswert nach lit. a) bis lit. c), 

 
h) bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan eine sonstige Nutzung ohne 

oder mit nur untergeordneter Bebauung festgesetzt ist (z. B. Dauerkleingär- 
ten, Schwimmbäder, Camping-, Sport- und Festplätze sowie Friedhöfe) oder 
die außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden, 
wird ein Vollgeschoß angesetzt, 

 
i) bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), die aufgrund einer rechts- 

verbindlichen Fachplanung (siehe § 4 Abs. 3 Buchstabe i) abwasserrelevant 
nutzbar sind, 

 
aa) die höchste Zahl der durch die Fachplanung zugelassenen Vollge- 

schosse, 
 

bb) die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, wenn 
die Fachplanung keine Bestimmungen über das zulässige Nut- 
zungsmaß enthält jeweils bezogen auf die Fläche nach § 4 Abs. 3 
Buchstabe i). 

(5) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 35 Absatz 6 
liegen (Außenbereichssatzung), sind zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vor- 
schriften entsprechend anzuwenden, wie sie bestehen für 

 
a) Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zu- 

lässige Nutzungsmaß getroffen sind; 
 

b) die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Be- 
stimmungen über das zulässige Nutzungsmaß enthält. 
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§ 5  - Beitragssatz - 
 

(1) Der Beitragssatz für die Herstellung der öffentlichen Abwasseranlage zur zentra- 
len Schmutzwasserbeseitigung beträgt 9,08 Euro pro m² beitragspflichtige Flä- 
che. 

 
(2) Die Beitragssätze für die Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneue- 

rung der zentralen Abwasseranlage werden im Einzelfall unter Angabe des Ab- 
gabentatbestandes in einer besonderen Satzung festgelegt. 

 

 
 

§ 6  - Beitragspflichtige - 
 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides 

Eigentümer des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht be- 
lastet, so ist anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. 
Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teil- 
eigentümer die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ih- 
rem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

 
(2) Bei Rechtsnachfolge gehen alle Verpflichtungen auf den Rechtsnachfolger über. 

Die etwaige persönliche Haftung des Rechtsvorgängers bleibt hiervon unberührt. 
 

 
 

§ 7  - Entstehung der Beitragspflicht - 
 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung der zentralen öf- 

fentlichen Abwasseranlage vor dem Grundstück einschließlich der Fertigstellung 
des ersten Grundstücksanschlusses. 

 
(2) Im Falle des § 3 Absatz 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem tatsächlichen 

Anschluß, frühestens jedoch mit dessen Genehmigung. 
 

 
 

§ 8  - Vorausleistung - 
 
Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen verlangt wer- 
den, sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleis- 
tung ist mit der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der Vorausleis- 
tende nicht beitragspflichtig ist. 

 

 
 

§ 9     - Veranlagung, Fälligkeit - 
 
Der Abwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Be- 
kanntgabe des Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung einer Vorausleis- 
tung. 
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§ 10   - Ablösung - 
 

In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung 
durch Vertrag vereinbart werden. 

 
Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach Maßgabe des in § 4 bestimmten Beitrags- 
maßstabes und des in § 5 festgelegten Beitragssatzes zu ermitteln. 

 
Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten. 

 

 
 

ABSCHNITT III 
 

 
 

Erstattung der Kosten zusätzlicher Grundstücksanschlüsse 
 

§ 11   - Entstehung des Erstattungsanspruchs - 
 
Stellt die Gemeinde auf Antrag des Grundstückseigentümers für ein Grundstück einen 
weiteren Grundstücksanschluß oder für eine von einem Grundstück, für das die Bei- 
tragspflicht bereits entstanden ist, abgeteilte und zu einem Grundstück verselbständigte 
Teilfläche einen eigenen Grundstücksanschluß oder nach dessen Beseitigung einen 
neuen Grundstücksanschluß an die zentrale öffentliche Abwasseranlage her (zusätzli- 
che Grundstücksanschlüsse), so sind der Gemeinde die Aufwendungen für die Herstel- 
lung solcher zusätzlicher Grundstücksanschlüsse (einschl. Kleinstpumpwerk beim 
Drucksystem) in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten. §§ 6, 8 und 10 gelten 
entsprechend. Der Erstattungsanspruch entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung 
des Anschlusses. 

 

 
 

§ 12   - Fälligkeit - 
 
Der Erstattungsbetrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekannt- 
gabe des Bescheides fällig. 

 
 
 
 
ABSCHNITT  IV 

 

 
 

§ 13   - Inkrafttreten und Übergangsregelungen - 
 
(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 
Die §§ 7 Abs. II, 8, S. 2 und 10 bis 12, treten rückwirkend zum 13.08.1994, § 5 
Abs. I rückwirkend zum 23.03.1996 und § 4 Abs. III h rückwirkend ab 01.01.1997 
in Kraft. Die übrigen Vorschriften treten rückwirkend zum 10.02.1990 in Kraft. 
Gleichzeitig treten die entsprechenden Vorschriften der Abwasserbeseitigungs- 
satzungen  vom  01.02.1990  und  vom  14.07.1994  mit  den  Änderungen  vom 
22.02.1996 und 13.11.1997 außer Kraft. 
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(2) Für die Zeit vom 10.02.1990 bis zum 12.08.1994 wird der nach den Vorschriften 
in §§ 4 und 5 dieser Satzung zu berechnende Abwasserbeitrag der Höhe nach 
auf die sich aus der Abwasserbeseitigungssatzung vom 01.02.1990 ergebende 
Beitragshöhe  beschränkt. 

 
(3) Übergangsregelung zu § 4 Abs. III, Buchstabe c und d: 

 
Für die Zeit vom 10.02.1990 bis zum Inkrafttreten dieser Satzung gilt folgende 
Vorschrift: 
Bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und die innerhalb eines 
im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 34 BauGB), die Gesamtfläche 
des Grundstücks, höchstens jedoch die Fläche zwischen der jeweiligen Straßen- 
grenze und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Parallele; bei 
Grundstücken, die nicht an eine Straße angrenzen oder nur durch einen zum 
Grundstück gehörenden Weg mit einer Straße verbunden sind, die Fläche zwi- 
schen der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer im Abstand von 
50 m dazu verlaufenden Parallele. 

 
(4) Übergangsregelung zu § 4 Abs. III, Buchstabe h: 

 
Für die Zeit vom 10.02.1990 bis zum 31.12.1996 gilt folgende Vorschrift: 
Bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grundfläche der 
an die Abwasseranlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ 
0,2. Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, 
daß ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der Bau- 
lichkeiten  verlaufen,  wobei  bei  einer  Überschreitung  der  Grundstücksgrenze 
durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grund- 
stück erfolgt. 

 

 
 

(5) Übergangsregelung zu § 5 Abs. I : 
 

Für die Zeit vom 10.02.1990 bis zum 22.03.1996 wird der Beitragssatz für die 
Herstellung der öffentlichen Abwasseranlage auf 19,07 DM/qm beschränkt. 

Wardenburg, 09.01.2006 

Martina Noske 
Bürgermeisterin 


